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Im Rahmen der Rechtsreform arbeits-
medizinische Vorsorge hat das Bundes-
ministerium für Arbeit und Soziales ei-
nen Referentenentwurf für eine 
Verordnung zur Rechtsvereinfachung 
und Stärkung der arbeitsmedizinischen 
Vorsorge erarbeitet. Auf der Tagung Ar-
beitsmedizin 2008 der Technischen 
Akademie Wuppertal dieser Tage in 
Köln berichtete Ministerialrätin Rita 
Janning vom BMAS.
Kernstück dieser Artikelverordnung ist 
demnach eine einheitliche Verordnung 
zur arbeitsmedizinischen Vorsorge. 
Derzeit finden sich Regelungen zur ar-
beitsmedizinischen Vorsorge sowohl im 
staatlichen Recht als auch im Unfallver-
hütungsrecht, eine historisch bedingte 
Aufteilung, die fachlich nicht mehr be-
gründbar sei.
Durch die Zusammenführung der beste-
henden Vorschriften in eine Verordnung 
soll ein kohärentes Vorschriften – und 
Regelwerk im Arbeitsschutz geschaffen 
werden. Dies diene der Rechtsvereinfa-
chung und erhöhe gleichzeitig die 
Rechtssicherheit in diesem grundrechts-
relevanten Bereich, so Rita Janning. 
Durch die neue Verordnung sollen au-
ßerdem Verbesserungen in Bereichen 
angestoßen werden, die derzeit bei der 
arbeitsmedizinischen Vorsorge noch zu 
wenig Beachtung finden. Dies gelte zum 
Beispiel für den Muskel-Skelett-Bereich, 
der einen großen Teil der Kosten arbeits-
bedingter Erkrankungen verursache. Zur 
Konkretisierung der Verordnung soll ein 
Ausschuss für Arbeitsmedizin eingerich-
tet werden, der das BMAS in arbeitsme-
dizinischen Fragen berät.
Zusammengefasst werden sollen Ein-
zelregelungen der Biostoffverord- 

nung (BioStoffV), Druckluftverord-
nung ,  G efa hrstof f verordnung 
(GefStoffV), Gentechniksicherheitsver-
ordnung (GenTSV), Lärm- und Vibra-
tions-Arbeitsschutzverordnung und 
teilweise der Unfallverhütungsvor-
schrift (UVV) „Arbeitsmedizinische 
Vorsorge“ BGV A4. Grund dafür ist, 
dass, seit Inkrafttreten der überarbeite-
ten Gefahrstoffverordnung in 2005, 
Neuregelungen in der BioStoffV, der 
GenTSV und der LärmVibrations-
ArbSchV das Arbeitsschutzrecht weit-
reichend novelliert haben.
Nach wie vor soll es in der neuen Ver-
ordnung Angebotsuntersuchungen und 
Pflichtuntersuchungen geben. Die 
Pflichtuntersuchungen sind Vorausset-
zung für Beschäftigung und Weiterbe-
schäftigung bis hin zu arbeitsrecht
lichen Konsequenzen bei Nicht- 
durchführung. Die Angebotsunter- 
suchungen sind für die Beschäftigten 
freiwillig.
Zur Frage der Qualifikation der Ärzte 
heißt es, dass arbeitsmedizinische Vor-
sorgeuntersuchungen nur von Fachärz-
ten für Arbeitsmedizin oder Ärzten mit 
der Zusatzbezeichnung „Betriebsmedi-
zin“ durchgeführt werden dürfen. Bei 
speziellen Anforderungen können Ärzte 
mit besonderen Fachkenntnissen oder 
einer speziellen Ausrüstung zugezogen 
werden. Nur für wenige Bereiche der 
UVV „Arbeitsmedizinische Vorsorge“ 
BGV A4, der Röntgenverordnung, 
Strahlenschutzverordnung und – zur 
Zeit noch – Druckluftverordnung be-
stehen gesonderte Ermächtigungsver-
fahren.� ■
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Neue Karriere-
chancen
Der demografische Wandel eröffnet 
neue Karrierechancen. Da nicht 
genügend beruflicher Nachwuchs 
nachrückt, müssen Unternehmen 
künftig Beschäftigte länger im Be-
trieb halten. Es wird daher immer 
wichtiger, die Arbeitskraft der Mit-
arbeiter zu erhalten und ihnen im 
Krankheitsfall die Rückkehr an den 
Arbeitsplatz zu ermöglichen. Dazu 
benötigen Betriebe professionelles 
Know-how – eine Herausforderung, 
auf die sich Spezialisten aus den Be-
reichen Gesundheit, Arbeitssicher-
heit, Personalwesen und Betriebs-
wirtschaft vorbereiten sollten.
„Noch befassen sich die Unter
nehmen eher wenig mit den Folgen 
dieser Entwicklung“, sagt Oliver 
Fröhlke, Experte für Weiterbildung 
in der Rehabilitation bei der Deut-
schen Gesetzlichen Unfallversiche-
rung (DGUV). Das werde sich je-
doch in dem Maße ändern, wie die 
Erwerbsbevölkerung altert.
Prognosen sprechen hier eine deutli-
che Sprache. So wird der Anteil der 
über 50-Jährigen an der Erwerbs
bevölkerung in Deutschland von  
30 Prozent im Jahr 2000 auf knapp 
40 Prozent im Jahr 2020 steigen. Die 
anderen Altersgruppen gehen zu-
rück, besonders deutlich die zwi-
schen 30 und 49 Jahren. „Der 
Schwerpunkt wird sich daher von 
der Rekrutierung und Förderung 
von Nachwuchs darauf verlagern, die 
Arbeitskraft der Mitarbeiter zu er-
halten, die man hat“, so Fröhlke. Dies 
verändere auch das Tätigkeitsfeld 
von Personalverantwortlichen. „Sie 
müssen sich stärker als bisher mit 
Fragen beschäftigen wie: Welche 
Möglichkeiten haben wir, um chro-
nische Erkrankungen oder Unfälle 
der Mitarbeiter zu verhindern? 




